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RESOLUTION 61/167

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)297.

61/167. Regionale Abmachungen zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 32/127 vom 16. Dezem-
ber 1977 und ihre späteren Resolutionen über regionale Ab-
machungen zur Förderung und zum Schutz der Menschenrech-
te,

sowie unter Hinweis auf die Resolution 1993/51 der Men-
schenrechtskommission vom 9. März 1993298 und ihre späteren
Resolutionen zu dieser Frage,

eingedenk der einschlägigen Resolutionen der Kommis-
sion betreffend Beratende Dienste und technische Zusammen-
arbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte, namentlich ihrer
jüngsten Resolution zu diesem Thema, der Resolution 2004/81
vom 21. April 2004299,

sowie eingedenk der Erklärung und des Aktionspro-
gramms von Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonfe-
renz über Menschenrechte verabschiedet wurden300 und in de-
nen unter anderem erneut darauf hingewiesen wird, dass es ge-
boten ist, die Möglichkeit des Abschlusses von regionalen und
subregionalen Abmachungen zur Förderung und zum Schutz
der Menschenrechte zu erwägen, sofern solche noch nicht be-
stehen,

daran erinnernd, dass die Weltkonferenz empfohlen hat,
dass für die Stärkung regionaler Abmachungen zur Förderung
und zum Schutz der Menschenrechte im Rahmen des von dem
Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für Men-

schenrechte durchgeführten Programms für technische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte mehr Res-
sourcen bereitgestellt werden sollen,

erneut erklärend, dass regionale Abmachungen bei der
Förderung und beim Schutz der Menschenrechte eine wichtige
Rolle spielen und die in den internationalen Rechtsakten auf
dem Gebiet der Menschenrechte enthaltenen universalen
Menschenrechtsnormen stärken sollen,

es begrüßend, dass das Amt des Hohen Kommissars syste-
matisch einen regionalen und subregionalen Ansatz mit einer
Vielzahl einander ergänzender Mittel und Methoden verfolgt,
der dafür sorgen soll, dass die Tätigkeit der Vereinten Natio-
nen auf einzelstaatlicher Ebene möglichst große Wirkung ent-
faltet, und dass das Amt beabsichtigt, neue Regionalbüros ein-
zurichten, 

1. nimmt mit Befriedigung Kenntnis von dem Bericht
des Generalsekretärs301;

2. begrüßt die Zusammenarbeit und Unterstützung, die
das Amt des Hohen Kommissars der Vereinten Nationen für
Menschenrechte bei der weiteren Stärkung der bestehenden re-
gionalen Abmachungen und Einrichtungen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte auch weiterhin gewährt, ins-
besondere im Rahmen der technischen Zusammenarbeit zum
Aufbau nationaler Kapazitäten, der Öffentlichkeitsarbeit und
der Aufklärung, mit dem Ziel, Informationen und Erfahrungen
auf dem Gebiet der Menschenrechte auszutauschen;

3. begrüßt in dieser Hinsicht außerdem die enge Zusam-
menarbeit des Amtes des Hohen Kommissars bei der Veran-
staltung regionaler und subregionaler Fortbildungskurse und
Arbeitsseminare auf dem Gebiet der Menschenrechte, von Ta-
gungen hochrangiger Regierungssachverständiger und Regio-
nalkonferenzen nationaler Menschenrechtsinstitutionen, mit
dem Ziel, in den einzelnen Regionen das Verständnis für Fra-
gen im Zusammenhang mit der Förderung und dem Schutz der
Menschenrechte zu vertiefen, die Verfahren zu verbessern und
die verschiedenen Systeme zur Förderung und zum Schutz der
allgemein anerkannten Menschenrechtsnormen zu untersu-
chen sowie die Hindernisse bei der Ratifikation der grundle-
genden internationalen Menschenrechtsverträge aufzuzeigen
und Strategien für ihre Überwindung auszuarbeiten;

4. erkennt daher an, dass Fortschritte bei der Förderung
und dem Schutz aller Menschenrechte hauptsächlich von An-
strengungen abhängig sind, die auf nationaler und lokaler Ebe-
ne unternommen werden, und dass der regionale Ansatz mit in-
tensiver Zusammenarbeit und Koordinierung zwischen allen
beteiligten Partnern verbunden sein sollte, wobei auch die Be-
deutung der internationalen Zusammenarbeit zu berücksichti-
gen ist;

5. betont, wie wichtig das Programm für technische Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte ist, appel-
liert erneut an alle Regierungen, die Inanspruchnahme der von
den Vereinten Nationen im Rahmen dieses Programms gebo-

297 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Andorra, Angola, Argentinien, Arme-
nien, Äthiopien, Australien, Belgien, Benin, Bolivien, Bosnien und Her-
zegowina, Botsuana, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso, Burundi, Chile,
Costa Rica, Côte d’Ivoire, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Fidschi, Finnland,
Frankreich, Gambia, Georgien, Ghana, Griechenland, Guatemala, Haiti,
Honduras, Irland, Israel, Italien, Japan, Kamerun, Kanada, Kap Verde,
Kenia, Kongo, Kroatien, Lesotho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Litau-
en, Luxemburg, Madagaskar, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mi-
kronesien (Föderierte Staaten von), Moldau, Monaco, Mongolei, Nicara-
gua, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, Paraguay, Pe-
ru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Ruanda, Rumänien,
Schweden, Schweiz, Senegal, Serbien, Sierra Leone, Slowakei, Sloweni-
en, Spanien, Südafrika, Thailand, Timor-Leste, Togo, Tschechische Re-
publik, Türkei, Tuvalu, Uganda, Ukraine, Ungarn, Vereinigte Republik
Tansania, Vereinigtes Königreich Großbritannien und Nordirland, Zen-
tralafrikanische Republik und Zypern. 
298 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 1993, Sup-
plement No. 3 und Korrigenda (E/1993/23 und Corr.2, 4 und 5), Kap. II,
Abschn. A.
299 Ebd., 2004, Supplement No. 3 (E/2004/23), Kap. II, Abschn. A.
300 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III. 301 A/61/513.
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tenen Möglichkeiten zu erwägen, auf nationaler Ebene Infor-
mations- oder Ausbildungskurse für Regierungsbeamte über
die Anwendung der internationalen Menschenrechtsnormen
und die Erfahrungen der zuständigen internationalen Organe
zu veranstalten, und nimmt in diesem Zusammenhang mit Be-
friedigung Kenntnis von der Einrichtung von Projekten der
technischen Zusammenarbeit mit Regierungen aus allen Re-
gionen;

6. begrüßt die zunehmenden Austauschbeziehungen
zwischen den Vereinten Nationen und den Menschenrechts-
vertragsorganen der Vereinten Nationen einerseits und regio-
nalen Organisationen und Institutionen wie etwa der Afrika-
nischen Kommission für Menschenrechte und Rechte der Völ-
ker, der Gemeinschaft der portugiesischsprachigen Länder,
dem Europarat, der Interamerikanischen Menschenrechts-
kommission, der Internationalen Organisation der Frankopho-
nie, der Liga der arabischen Staaten, der Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa und anderen regiona-
len Institutionen andererseits;

7. begrüßt außerdem den Einsatz von Regionalvertre-
tern des Amtes des Hohen Kommissars in Subregionen und
Regionalkommissionen, insbesondere die Entsendung eines
Regionalvertreters für Zentralasien nach Bischkek;

8. begrüßt ferner die Fortschritte, die beim Abschluss
regionaler und subregionaler Abmachungen zur Förderung
und zum Schutz der Menschenrechte erzielt wurden, und
nimmt in diesem Zusammenhang mit Interesse Kenntnis

a) von der zunehmenden Zusammenarbeit zwischen
dem Amt des Hohen Kommissars und afrikanischen Organi-
sationen und Unterorganisationen, insbesondere der Afrikani-
schen Union, der Wirtschaftsgemeinschaft der zentralafrika-
nischen Staaten, der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrika-
nischen Staaten und der Entwicklungsgemeinschaft des südli-
chen Afrika;

b) von der Unterstützung, die das Amt des Hohen Kom-
missars der Afrikanischen Union im Hinblick auf die Stärkung
der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte in Afrika
gewährt, und begrüßt in diesem Zusammenhang die Einset-
zung des Afrikanischen Gerichtshofs für Menschenrechte und
Rechte der Völker;

c) von dem erweiterten und nützlichen Austausch kon-
kreter nationaler Erfahrungen auf der dreizehnten Arbeitsta-
gung über regionale Zusammenarbeit zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte in der asiatisch-pazifischen Re-
gion, die vom 30. August bis 2. September 2005 in Beijing ab-
gehalten wurde und bei der es um die Umsetzung des Regio-
nalen Rahmens für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte in der asiatisch-pazifischen Region ging, der zur
Stärkung der Förderung und des Schutzes der Menschenrechte
in der Region beiträgt, und begrüßt in diesem Zusammenhang
die Einrichtung eines Büros des Amtes des Hohen Kommis-
sars für die Pazifikregion in Suva und die von dem Amt unter-
nommenen Schritte zur Einrichtung eines Menschenrechts-
ausbildungs- und -dokumentationszentrums der Vereinten Na-
tionen für Südwestasien und die arabische Region gemäß Re-

solution 60/153 der Generalversammlung vom 16. Dezember
2005;

d) von den derzeit im Kontext des Regionalen Rahmens
mit Unterstützung und Beratung durch nationale Menschen-
rechtsinstitutionen und zivilgesellschaftliche Organisationen
der asiatisch-pazifischen Region geführten Konsultationen
zwischen den Regierungen über die mögliche Schaffung re-
gionaler Abmachungen auf dem Gebiet der Menschenrechte;

e) von den Tätigkeiten im Rahmen des Regionalpro-
jekts des Amtes des Hohen Kommissars für die Förderung und
den Schutz der Menschenrechte in der lateinamerikanischen
und karibischen Region und von der verstärkten Zusammen-
arbeit zwischen dem Amt des Hohen Kommissars, der Inter-
amerikanischen Menschenrechtskommission und der Organi-
sation der amerikanischen Staaten;

f) von den Tätigkeiten im Rahmen der Zusammenarbeit
zwischen dem Amt des Hohen Kommissars und der Liga der
arabischen Staaten;

g) von der kontinuierlichen Zusammenarbeit bei der
Verwirklichung universaler Normen zwischen dem Amt des
Hohen Kommissars und Regionalorganisationen in Europa
und Zentralasien, namentlich dem Europarat, der Europäi-
schen Union und der Organisation für Sicherheit und Zusam-
menarbeit in Europa, insbesondere im Hinblick auf Aktivitä-
ten auf Landesebene;

9. bittet die Staaten in Gebieten, in denen regionale Ab-
machungen auf dem Gebiet der Menschenrechte bislang nicht
bestehen, mit Unterstützung und Beratung durch nationale
Menschenrechtsinstitutionen und zivilgesellschaftliche Orga-
nisationen den Abschluss von Vereinbarungen zu erwägen,
mit dem Ziel, in ihrer jeweiligen Region geeignete regionale
Einrichtungen für die Förderung und den Schutz der Men-
schenrechte zu schaffen;

10. ersucht den Generalsekretär, auch künftig den Aus-
tausch zwischen den Vereinten Nationen und denjenigen re-
gionalen zwischenstaatlichen Organisationen zu stärken, die
sich mit Menschenrechtsfragen befassen, und für die Tätigkei-
ten des Amtes des Hohen Kommissars zur Förderung regiona-
ler Abmachungen ausreichende Mittel aus dem ordentlichen
Haushalt für die technische Zusammenarbeit zur Verfügung zu
stellen;

11. ersucht das Amt des Hohen Kommissars, sich auch
weiterhin besonders mit der Frage zu befassen, wie die Länder
der verschiedenen Regionen im Rahmen des Programms für
technische Zusammenarbeit auf ihr Ersuchen hin am besten
unterstützt werden können, und erforderlichenfalls entspre-
chende Empfehlungen dazu abzugeben, und begrüßt in diesem
Zusammenhang den Beschluss des Amtes, die nationalen
Schutzsysteme im Einklang mit Maßnahme 2 des Reformpro-
gramms des Generalsekretärs302 zu stärken;

302 Siehe A/57/387 und Corr.1.
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12. bittet den Generalsekretär, in den Bericht, den er dem
Menschenrechtsrat auf seiner vierten Tagung vorlegen wird,
Informationen über die Fortschritte aufzunehmen, die seit Ver-
abschiedung der Erklärung und des Aktionsprogramms von
Wien300 im Hinblick auf die Verstärkung des Informationsaus-
tauschs und die Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen
den mit Menschenrechtsfragen befassten Organen der Verein-
ten Nationen und den auf dem Gebiet der Förderung und des
Schutzes der Menschenrechte tätigen Regionalorganisationen
erzielt wurden;

13. ersucht den Generalsekretär, der Generalversamm-
lung auf ihrer dreiundsechzigsten Tagung einen Bericht über
den Stand der regionalen Abmachungen zur Förderung und
zum Schutz der Menschenrechte vorzulegen und darin kon-
krete Vorschläge und Empfehlungen darüber abzugeben, wie
die Zusammenarbeit zwischen den Vereinten Nationen und
den regionalen Abmachungen auf dem Gebiet der Menschen-
rechte gestärkt werden kann, und die Ergebnisse der auf Grund
dieser Resolution ergriffenen Maßnahmen aufzunehmen;

14. beschließt, diese Frage auf ihrer dreiundsechzigsten
Tagung weiter zu behandeln.

RESOLUTION 61/168

Verabschiedet auf der 81. Plenarsitzung am 19. Dezember 2006, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/61/443/Add.2 und Corr.1,
Ziff. 123)303.

61/168. Stärkung der internationalen Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Menschenrechte

Die Generalversammlung,

in Bekräftigung ihrer Entschlossenheit, im Sinne der Char-
ta der Vereinten Nationen, insbesondere des Artikels 1 Ab-
satz 3, sowie der einschlägigen Bestimmungen der Erklärung
und des Aktionsprogramms von Wien, die am 25. Juni 1993
von der Weltkonferenz über Menschenrechte verabschiedet
wurden304, die internationale Zusammenarbeit zu fördern, da-
mit es in stärkerem Umfang zu einer echten Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Menschen-
rechte kommt,

unter Hinweis auf die am 8. September 2000 verabschie-
dete Millenniums-Erklärung der Vereinten Nationen305 und
auf ihre Resolution 60/156 vom 16. Dezember 2005 sowie
Kenntnis nehmend von der Resolution 2005/54 der Menschen-
rechtskommission vom 20. April 2005 über die Stärkung der
internationalen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Men-
schenrechte306,

sowie unter Hinweis auf die vom 31. August bis 8. Sep-
tember 2001 in Durban (Südafrika) veranstaltete Weltkonfe-
renz gegen Rassismus, Rassendiskriminierung, Fremden-
feindlichkeit und damit zusammenhängende Intoleranz und
ihre Rolle bei der Stärkung der internationalen Zusammenar-
beit auf dem Gebiet der Menschenrechte,

anerkennend, dass die Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Menschenrechte für die vol-
le Verwirklichung der Ziele der Vereinten Nationen, nament-
lich für die wirksame Förderung und den wirksamen Schutz al-
ler Menschenrechte, unabdingbar ist,

sowie anerkennend, dass die Förderung und der Schutz der
Menschenrechte auf den Grundsätzen der Zusammenarbeit
und eines echten Dialogs beruhen und darauf gerichtet sein
sollen, die Mitgliedstaaten verstärkt in die Lage zu versetzen,
ihren Menschenrechtsverpflichtungen zum Wohle aller Men-
schen nachzukommen,

erneut erklärend, dass ein Dialog zwischen den Religio-
nen, Kulturen und Zivilisationen auf dem Gebiet der Men-
schenrechte erheblich zur Stärkung der internationalen Zu-
sammenarbeit auf diesem Gebiet beitragen könnte,

hervorhebend, dass es gilt, weitere Fortschritte bei der För-
derung und Festigung der Achtung der Menschenrechte und
Grundfreiheiten zu erzielen, unter anderem durch internatio-
nale Zusammenarbeit,

unterstreichend, dass gegenseitiges Verständnis, Dialog,
Zusammenarbeit, Transparenz und Vertrauensbildung wichti-
ge Bestandteile aller Tätigkeiten zur Förderung und zum
Schutz der Menschenrechte sind,

unter Hinweis auf die von der Unterkommission für die
Förderung und den Schutz der Menschenrechte auf ihrer zwei-
undfünfzigsten Tagung verabschiedete Resolution 2000/22
vom 18. August 2000 über die Förderung des Dialogs über
Menschenrechtsfragen307,

1. erklärt erneut, dass die Förderung, der Schutz und die
Festigung der Achtung der Menschenrechte und Grundfreihei-
ten unter anderem durch internationale Zusammenarbeit eines
der Ziele der Vereinten Nationen und die Aufgabe aller Mit-
gliedstaaten ist;

2. erkennt an, dass die Staaten neben ihren eigenen Ver-
antwortlichkeiten gegenüber ihrer jeweiligen Gesellschaft ge-
meinschaftlich dafür verantwortlich sind, weltweit die Grund-
sätze der Menschenwürde, der Gleichberechtigung und der
Gleichstellung zu wahren;

3. erklärt erneut, dass der Dialog zwischen den Kultu-
ren und Zivilisationen die Förderung einer Kultur der Toleranz
und der Achtung vor der Vielfalt erleichtert, und begrüßt in
diesem Zusammenhang die Veranstaltung von Konferenzen
und Tagungen auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene über den Dialog zwischen den Kulturen;

303 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von China und Kuba (im Namen der Mitgliedstaaten
der Vereinten Nationen, die Mitglieder der Bewegung der nichtgebunde-
nen Länder sind).
304 A/CONF.157/24 (Part I), Kap. III.
305 Siehe Resolution 55/2.
306 Siehe Official Records of the Economic and Social Council, 2005, Sup-
plement No. 3 und Korrigendum (E/2005/23 und Corr.1), Kap. II,
Abschn. A. 307 Siehe E/CN.4/2001/2-E/CN.4/Sub.2/2000/46, Kap. II, Abschn. A.




